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ÖVP-Plan zum Menschenrechtsschutz:
Politik oder Heuchelei?

Bundeskanzler Stockers Vorstoß zur EMRK im
Migrationsbereich stößt auf Kritik von SPÖ, NEOS und FPÖ.

Was bedeutet das für Menschenrechte?

Dolomitenstadt, Österreich - Der Vorstoß von Bundeskanzler
Christian Stocker (ÖVP) zur Veränderung der Spruchpraxis des
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) im
Migrationsbereich sorgt für große Diskussionen in der
österreichischen Politik. Laut einem Bericht von 
Dolomitenstadt kritisieren die SPÖ und NEOS diese Initiative
vehement. Petra Bayr von der SPÖ bezeichnete den Vorstoß als
„sehr problematisch“ und betont die Unabhängigkeit der
Rechtsprechung. Sie hebt hervor, dass die Europäische
Menschenrechtskonvention (EMRK) ein Grundbaustein der
Menschenrechtsgesetzgebung ist und die Auslegung den
Gerichten, insbesondere dem EGMR, vorbehalten ist.

https://www.dolomitenstadt.at/2025/05/27/ruettelt-die-oevp-an-der-menschenrechtskonvention/


Stephanie Krisper von den NEOS sieht den Vorstoß als
„Alleingang“ und kritisiert die politischen Zurufe an unabhängige
Gerichte. Während die Europaministerin Claudia Plakolm (ÖVP)
die Diskussion über die EMRK unterstützt und die Notwendigkeit
betont, straffällige Asylwerber abschieben zu können, verweist
sie darauf, dass die EMRK Teil der österreichischen Verfassung
ist und somit die Hände der Regierung bindet. Dies wirft die
Frage auf, inwiefern politischen Druck auf die Justiz ausgeübt
werden kann und ob dies die Unabhängigkeit beeinträchtigt.

Politische Debatte und Reaktionen

Die FPÖ hingegen unterstützt den Vorstoß, wirft der ÖVP jedoch
„Doppelmoral und Heuchelei“ vor, da die ÖVP zuvor einen
ähnlichen Vorschlag abgelehnt hatte. Diese Auseinandersetzung
im politischen Raum spiegelt eine breitere Debatte wider, die
über Österreich hinausgeht, und verbindet sich mit der aktuellen
Lage in anderen europäischen Ländern, die ebenfalls die EMRK
in den Fokus nehmen. Europarats-Generalsekretär Alain Berset
kritisiert die Initiative von neun EU-Staaten, die eine Änderung
der EMRK anstreben, und warnt eindringlich vor politischem
Druck auf die Justiz.

Im Kontext dieser politischen Relevanz spielt der EGMR eine
zentrale Rolle, besonders hinsichtlich des Schutzes der
Menschenrechte in Europa. Die EMRK, die am 4. November 1950
unterzeichnet wurde und seit 1953 in Kraft ist, gilt für über 700
Millionen Menschen in 46 Staaten und garantiert grundlegende
Rechte wie die Meinungsfreiheit, das Recht auf ein faires
Gerichtsverfahren und den Schutz vor Folter und Sklaverei. In
einer aktuellen Entscheidung stellte der EGMR fest, dass Urteile
gegen einen deutschen Abtreibungsgegner einen Verstoß gegen
die EMRK darstellten. Der Mann erhielt eine Entschädigung von
rund 14.000 Euro für die ihm auferlegten Einschränkungen
seiner Meinungsfreiheit. Dies zeigt einmal mehr, wie
entscheidend die Anwendung der EMRK für die individuellen
Rechte der Bürgerinnen und Bürger in Europa ist.



Vielschichtige Bedeutung der EMRK

Die EMRK ist das zentrale Instrument zum Schutz der
Menschenrechte in Europa und wird regelmäßig aktualisiert. Das
erste Zusatzprotokoll von 1952 zum Schutz des Eigentums und
das Recht auf Bildung sowie das umfassende
Diskriminierungsverbot sind essenzielle Bestandteile. Die
Kontrolle der Staaten zur Einhaltung der EMRK erfolgt durch den
EGMR als ständigen Gerichtshof, der seit 1998 die alleinige
Verantwortung trägt. Dies hat die Oberfläche der politischen
Debatten verändert, indem sich die Konflikte nicht nur auf
nationale, sondern auch auf europäische Angelegenheiten
ausweiten.

Insgesamt ist die Debatte um die EMRK nicht nur ein politisches
Strategenspiel, sondern steht in direktem Zusammenhang mit
den Menschenrechten in Europa und der Verantwortung, die
sowohl Regierungen als auch Gesellschaften tragen, um die
universellen Menschenrechte zu wahren und zu schützen. Daher
bleibt abzuwarten, wie sich diese Themen innerhalb der
politischen Landschaft weiterentwickeln werden.
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